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Deutsche Einheit

Schlüsselrolle für den öffentlichen Dienst
Die Bundesregierung hat am 26. September 2018 den vom Bundesminister für Wirtschaft und Energie 
vorgelegten Jahresbericht zum Stand der Deutschen Einheit 2018 beschlossen. Dem Regierungsbericht 
zurfolge haben die neuen Bundesländer zwar weiter aufgeholt, was die Wirtschaftsleistung betrifft. 
Dennoch gibt es noch immer Unterschiede zum Westen. 

So liegt der Osten im Lohnni-
veau und in der Wirtschaftskraft 
weiter zurück, es mangelt an 
Konzernzentralen großer Unter-
nehmen und die Exportorientie-
rung ist geringer. Auch ist die 
Zahl der Fachkräfte aufgrund 
der ungünstigen Altersstruktur 
und der geringen Siedlungsdich-
te niedriger. Das seien struktu-
relle Unterschiede, die nicht nur 
Auswirkungen auf die Innovati-
onskraft der Region hätten, son-
dern sich auch im Empfinden 
der Bevölkerung niederschlügen, 
heißt es im Jahresbericht 2018. 
Der Strukturunterschied zum 
Westen schlägt sich in den ost-
deutschen Ländern unter ande-
rem in geringeren Forschungs- 
und Innovationsaktivitäten 
sowie in einer weniger ausge-
prägten Internationalisierung 
nieder, heißt es in dem Bericht. 
Weiter ist die Produktivität noch 
immer geringer als im Westen 
und es fehlen Spitzengehälter.

Der Beauftragte der Bundesre-
gierung für die neuen Bundes-
länder, der Parlamentarische 
Staatssekretär Christian Hirte, 
würdigt im Jahresbericht die 
große Aufbauleistung der Ost-
deutschen und die solidarische 
Gesamtleistung des vereinten 
Deutschlands: „Bei allem, was 
auch noch vor uns liegt, haben 
wir allen Grund stolz zu sein. 
Die wirtschaftliche Lage ist 
besser als je zuvor.“ Zugleich 
betont Hirte, dass wirtschaftli-
che Daten allein nicht ausreich-
ten, um das Ziel gleichwertiger 
Lebensverhältnisse zu um-
schreiben: „Es geht darum, in 
der Summe aller Alltagsfragen 
überall gut leben zu können. 
Dabei muss sich der Osten 
nicht verstecken.“

Trotz wirtschaftlicher Erfolge 
und steigender Einkommen 
 bedürfe es aber Antworten  
auf Unsicherheiten und Pro-

testformen: „Es darf uns nicht 
egal sein, wenn so viele Men-
schen scheinbar das Zutrauen 
in Staat und Politik verloren ha-
ben. Das müssen wir ohne er-
hobenen Zeigefinger ernst neh-
men“, so Hirte im Jahresbericht.

 < Gesellschaftliche  
Debatte ernst nehmen

Die wirtschaftlichen Fort-
schritte in den neuen Ländern 
würden derzeit überlagert von 
gesellschaftlichen Debatten. 
„Dabei entsteht mitunter ein 
Zerrbild. Den rechtsextremen 
Ausschreitungen wie in Köthen 
müssen wir klar entgegentre-
ten – genau wie wir dies in 
Kandel oder Dortmund auch 
tun müssen. Dies ist völlig in-
akzeptabel. Die Stigmatisie-
rung ganzer Regionen hilft da-
bei aber kein Stück weiter. Ich 
bin der festen Überzeugung, 
dass die übergroße Mehrheit 

der Ostdeutschen mit rechtsra-
dikalen Spinnern, die den Hit-
lergruß zeigen oder ein jüdi-
sches Geschäft angreifen, 
genauso wenig zu tun haben 
will, wie mit linksradikalen 
Spinnern, die marodierend 
durch Hamburg ziehen.“

Christian Hirte sieht als eine 
der Ursachen für diesen  
Widerspruch die Umbrucher-
fahrungen der Menschen in 
Ostdeutschland nach dem 
Mauerfall, der für nahezu je-
den eine vollständige Verän-
derung der Lebenswirklichkeit 
bedeutete, mit teils schmerz-
lichen Erfahrungen. Das habe 
Spuren hinterlassen. Dennoch 
könne man nicht alles, was heu-
te im Osten geschehe, auf Feh-
ler in der DDR zurückführen. Die 
Transformation der 1990er-Jah-
re gehöre deshalb genauso in 
den Blick. „Ich kann verstehen, 
dass viele Menschen in Ost-
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deutschland das Gefühl haben, 
mit ihren persönlichen Erfah-
rungen nicht genügend respek-
tiert und wahrgenommen zu 
werden. Sie sehen nicht, wo 
sich diese Erfahrung des Zu-
sammenbruchs und Neuan-
fangs in unserer Gesellschaft 
widerspiegelt. Ich verstehe 
mein Amt deshalb als Auftrag, 
denen eine Stimme zu geben, 
die das Gefühl haben, dass  
der Osten nicht gehört wird.“

Auf der anderen Seite seien die 
Erfolge auf dem Weg zu gleich-
wertigen Lebensverhältnissen 
eindrucksvoll. Die Wirtschafts-
leistung Ostdeutschlands habe 
sich seit der Wiedervereinigung 
mehr als verdoppelt: Im Jahr 
2017 stieg das Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) real um 1,9 Prozent. 
Im Vergleich der europäischen 
Regionen verfügen die ostdeut-
schen Länder heute über eine 
Wirtschaftskraft, die mit der in 
vielen franzö sischen oder briti-
schen  Regionen vergleichbar ist. 

Zwölf Jahre in Folge sind die 
Arbeitslosenzahlen in Ost-
deutschland gesunken: Wäh-
rend die Arbeitslosenquote  
im Jahr 2005 dort noch bei 
18,7 Prozent lag, betrug sie  

im Jahr 2017 nur noch 7,6 Pro-
zent. Im August 2018 lag der 
Wert bei 6,8 Prozent (West:  
4,8 Prozent). „Unsere Heraus-
forderung heute heißt Fach-
kräftebedarf. Diese Aufgabe 
wird genauso viel Kraft 
 er fordern, wie zuvor die 
 Be wältigung der Massen-
arbeitslosigkeit.“

 < Der Staat muss  
sichtbarer werden

Ein weiteres Anliegen des Ost-
beauftragten ist die Unterstüt-
zung ostdeutscher Regionen 
bei der Ansiedlung von Bun-
desbehörden oder zukunftsge-
richteten Modellprojekten des 
Bundes. Die Ansiedlung des 
neuen Bundesfernstraßen-
amtes in Leipzig und die Ver-
gabe des Kompetenzzentrums 
Wald des Bundes nach Meck-
lenburg-Vorpommern sind 
 erste praktische Erfolge dieses 
Ansatzes. „Wenn wir Vertrau- 
en in den Staat wollen, brau-
chen wir auch eine Sichtbar- 
keit des Staates“, so Hirte.

Die Leistung des öffentlichen 
Dienstes und seiner Beschäf-
tigten finden im Jahresbericht 
der Bundesregierung allerdings 

kaum Erwähnung. Der dbb 
Bundesvorsitzende Ulrich Sil-
berbach sieht den öffentlichen 
Dienst in einer Schlüsselrolle 
bei der Überwindung der wirt-
schaftlichen Unterschiede zwi-
schen Ost und West: Der Re-
gierungsbericht zum Stand der 
Deutschen Einheit verlange In-
vestitionen in die Modernisie-
rung der Verwaltung in den 
neuen Bundesländern.

 < Schlüsselrolle für den  
öffentlichen Dienst

„Gerade dort, wo es wirtschaft-
liche Defizite gibt, kommt dem 
öffentlichen Dienst eine Schlüs-
selrolle zu, um die strukturellen 
Defizite auszugleichen. Der öf-
fentliche Dienst und seine Be-
schäftigten sind ein Garant für 
eine funktionierende Daseins-
vorsorge. Das schließt auch die 
Schaffung verlässlicher struk-
tureller und rechtlicher Grundla-
gen für eine starke Wirtschaft 
ein.“ Diese Aufgaben könne er 
aber nur erfüllen, wenn er auch 
in Ostdeutschland „modern, 
leistungsfähig und effizient ist. 
Investitionen in die Moderni-
sierung der Verwaltung sind  
zugleich Investitionen in den 
Wirtschaftsstandort Ost-

deutschland und den Wohlstand 
der Menschen“, so Silberbach. 

Silberbach stimmt der Einschät-
zung des Ostbeauftragten der 
Bundesregierung, Christian 
 Hirte, zu, die neuen Bundes-
länder nicht permanent als 
 Problemfall zu betrachten. 
„Dennoch müssen wir die 
 immer wieder aufkeimenden 
fremdenfeindlichen Tendenzen 
sehr ernst nehmen. Die Sorgen 
der Menschen – seien sie be-
rechtigt oder nicht –  dürfen 
nicht unter den Teppich gekehrt 
werden. Hier gegenzusteuern 
und aufzuklären ist eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe, 
die keinen Aufschub duldet.“ 
Auch dabei komme dem öffent-
lichen Dienst die wichtige Rolle 
zu, das Vertrauen der Bevölke-
rung in staatliches Handeln zu 
stärken. Dafür müsse auch die 
Politik ihren Beitrag leisten, 
„und sich von Personaldiskus-
sionen ab- und dem Regie-
rungshandeln zuwenden.“ 

Jahresbericht der  
Bundesregierung zum Stand  
der Deutschen Einheit 2018

 < Der Jahresbericht

Der Beauftragte der Bundes-
regierung für die neuen Bun-
desländer legt regelmäßig 
den Jahresbericht der Bun-
desregierung zum Stand der 
Deutschen Einheit vor. Der 
Bericht hat gemäß dem Auf-
trag des Deutschen Bundes-
tages an die Bundesregierung 
das Ziel, „ihre Politik zur An-
gleichung der sozialen, öko-
nomischen, poli tischen und 
kulturellen Lebensbedingun-
gen der Menschen im ver-
einten Deutschland“ dar-
zustellen. Der komplette 
Bericht kann unter https://
bit.ly/2N6UAQa herunter-
geladen werden.
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Einkommensrunde 2019 der Länder eingeläutet

dbb m-v auf Streikleiterkonferenz 
In Kürze beginnt die Einkommensrunde mit den Ländern. Zur Vorbereitung 
trafen sich die Streikleiter zu einer Konferenz in Berlin.

Die Teilnehmer aus Mecklen-
burg-Vorpommern waren sich 
einig, dass es sinnvoll ist, be-
reits jetzt in die Vorbereitun-
gen einzusteigen, auch wenn 

die Forderungen an die Tarif-
gemeinschaft der Länder (TdL) 
von den dbb Gremien erst im 
Dezember 2018 beschlossen 
werden.

Neben dem Blick auf die allge-
meine tarifpolitische Lage ging 
es um den größer gewordenen 
Abstand zur neuen Tabelle des 
Tarifvertrages für den öffentli-

chen Dienst (TVöD) durch den 
sehr guten Tarifabschluss zu 
Beginn dieses Jahres.

Schwierig dürfte die Um-
setzung der strukturellen 
 Tabellenbestandteile im TV-L 
werden. Erst recht, wenn an-
schließend die von der Land es-
politik in Aussicht gestellte 
zeit- und wirkungsgleiche 
Übertragung eines möglichen 
Tarifabschlusses auf die Beam-
tenschaft in Mecklenburg-Vor-
pommern zum Tragen kommt.

„Daher ist die Devise: Wir 
kämpfen für die Interessen 
 aller Landesbediensteten,  
egal ob sie tarifbeschäftigt 
oder verbeamtet sind“, so  
der dbb Landesvorsitzende 
Dietmar Knecht. 

Besoldungserhöhungen auch bei  
den Soldatinnen und Soldaten

dbb Landesvor-
sitzender besucht  
Marinekommando 
Am 14. September 2018 begrüßte Vizeadmiral  
Andreas Krause, Inspekteur der Marine, den  
dbb Landeschef Dietmar Knecht beim Marine-
kommando Rostock.

Knecht erhielt einen Einblick in 
die aktuelle Arbeit des Kom-
mandos. Die Auslandseinsätze 
von Soldatinnen und Soldaten 
aus Deutschland wurden eben-
falls thematisiert. Admiral 
Krause betonte außerdem, 
dass „die ‚Agenda Attraktivi-
tät‘, die ja eigentlich für Solda-
tinnen und Soldaten gedacht 
war, auch auf den zivilen Be-

reich der Bundeswehr abfärbt, 
für den sich der VBB und der 
VAB im dbb einsetzen. Immer 
wichtiger wird für jeden Bun-
deswehrangehörigen neben 
einer guten Bezahlung auch 
eine bessere Planbarkeit bezo-
gen auf Familie und Beruf so-
wie eine abwechslungsreiche 
Weiterentwicklung beispiels-
weise durch Fortbildung“.

Knecht, als Mitglied der Ver-
handlungskommission wäh-
rend der Tarifverhandlungen 
bei Bund und Kommunen, 
konnte den Soldatinnen und 
Soldaten gute Nachrichten 
überbringen: Bundesinnen-
minister Horst Seehofer hatte 
unmittelbar nach Verhand-
lungsabschluss zugesagt, dass 
auch die Angehörigen der Bun-

deswehr vom Tarifabschluss 
profitieren werden, da dieser 
zeit- und inhaltsgleich übertra-
gen werden soll. „Dies hat der 
Bundestag bereits beschlossen 
und in  Anbetracht der Leistun-
gen der Bundeswehr ist dieser 
Schritt mehr als gerecht und 
eine gute Nachricht für die 
 Soldatinnen und Soldaten“,  
so Knecht. 

 < dbb Landeschef Dietmar Knecht (links) und Admiral Andreas Krause.
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Sorgen von Ministerpräsidentin Schwesig werden geteilt

AG Justiz: Gespräch mit SPD und CDU 
Unter dem Motto „Ist M-V’s Justiz noch sicher?“ trafen sich am 4. September 2018 die Vertreter aller 
dbb Justizgewerkschaften mit den Abgeordneten Martina Tegtmeier, Dirk Friedriszik, Philipp da Cunha 
(alle SPD) und Sebastian Ehlers (CDU) sowie Vertretern des Finanzministeriums zu einem Gespräch 
über die Situation in der Justiz im Land.

Seitens des dbb wurden die Sor-
gen, die Ministerpräsidentin Ma-
nuela Schwesig über die Justiz 
geäußert hat, geteilt. „Allerdings 
scheint es in der politischen De-
batte vorwiegend um Richter 
und Staatsanwälte, die schein-
bar eine stärkere Lobby haben, 
zu gehen“, so der dbb Landesvor-
sitzende Dietmar Knecht. „Unse-
re Sorge geht über diesen sicher-
lich wichtigen Personenkreis 
hinaus und berücksichtigt alle 
Beschäftigten – von Gerichts-
vollziehern bis hin zu Strafvoll-
zugsbediensteten – die dafür 
Sorge tragen, dass es im Justiz-
bereich rund läuft. Auch Richter 
und Staatsanwälte brauchen ein 
tragfähiges Fundament. Dass 
kein Vertreter des Justizministe-
riums der Einladung zum heuti-
gen Gespräch gefolgt ist, be-
schreibt anschaulich das 
angespannte Verhältnis.“

Anhand von Fakten aus ihrer 
täglichen Arbeit konnten die 
Vertreter der Gerichtsvollzieher, 
Amtsanwälte, Rechtspfleger, des 
Strafvollzugs sowie des allge-
meinen Justizbereichs den Abge-
ordneten insbesondere man-
gelnde Beförderungsaussichten, 
demotivierende Dienstposten-
bewertungen, ungenügende 
Fortbildungen, eingesparte 
 Stellenzulagen, unzureichende 
Ausstattung mit Sicherheits-
kleidung, kannibalischen Stel-
lenabbau und unprofessionelle 
Nachwuchsgewinnung nachwei-
sen. Außerdem wurde deutlich 
gemacht, dass die Leitungsebe-
ne des Justizministeriums ihrer 
Fürsorgepflicht gegenüber den 
Mitarbeitern nicht nachkommt. 
„Es brodelt in der Justiz“, war ein 
oft gehörter Satz während des 
Gesprächs. Zudem sei „die Justiz 

in M-V auf Führungskräfte aus-
gerichtet“, so Hans-Jürgen Pa-
penfuß von der Gewerkschaft 
Strafvollzug (BSBD).

< Es brodelt in der Justiz

Schnell war man sich dagegen 
darüber einig, dass der Fachbe-
reich Rechtspflege an der FHöV-
PR in Güstrow gestärkt werden 
muss. „Dieser sieht  einer unge-
wissen Zukunft entgegen, da 
dort seit 2017 und auch im Jahr 
2019 keine Anwärter mehr ein-
gestellt wurden beziehungswei-
se werden“, so Carsten Neißner 
vom Bund Deutscher Rechtspfle-
ger (BDR). „In Zeiten beginnen-
der negativer demografischer 
Auswirkungen eine extrem un-
befriedigende Situation. Nicht 
nur für den Lehrkörper, sondern 
auch für junge Leute, die sich für 
den Beruf eines Rechtspflegers 
interessieren.“ Vorschläge und 
Strategien des Fachbereichs 
Rechtspflege würden vom Justiz-
ministerium ignoriert.

Für Bernd Kammermeier von der 
Deutschen Justiz-Gewerkschaft 
(DJG) ist es ein Unding, dass „die 
fragwürdigen Dienstpostenbe-
wertungen in der Regel dem Lei-
tungsbereich zugute kommen 
und den Übrigen jegliche Aus-
sicht auf eine Beförderung in ih-
rem gesamten Berufsleben ge-
nommen wird. Auch wäre eine 
Verbeamtung des ehemaligen 
mittleren Justizdienstes eine 
motivierende Maßnahme“.

< Probleme im 
Justizministerium?

Die Vertreter des Finanzminis-
teriums unterstrichen, dass es 
in den Verhandlungen zum be-

stehenden Doppelhaushalt 
beim Thema „Sicherheit“ für 
die Beschäftigten keine Abstri-
che gegeben habe. Die Gelder 
für Sicherheitswesten für Ge-
richtsvollzieher und Justiz-
wachtmeister sowie Abwehr-
sprays seien ungekürzt in den 
Haushalt eingestellt worden. 

Die Abgeordneten zeigten sich 
darüber verwundert, dass es 
nun offenbar Schwierigkeiten 
bei der Umsetzung innerhalb 
des Justizministeriums gibt. 
Karina Arndt vom Deutschen 
Gerichtsvollzieherbund (DGVB) 
ergänzt: „Es ist ein Unding, 
dass es nun Prioritäten bei der 
Ausgabe von Sicherheitswes-
ten geben soll. Beispielsweise 
soll der Amtsgerichtsbezirk 
Güstrow lediglich drei solcher 
Westen für die Wachtmeister 
und Gerichtsvollzieher bekom-
men. Wo ist das eingestellte 
Geld für die Ausstattung aller 
Betroffenen geblieben?“

Auch der Bereich des Strafvoll-
zugs wird durch zweifelhafte 
Bemessungen und fehlende Be-
förderungsmöglichkeiten immer 
unattraktiver. Dies bestätigte 
auch der eigens für das Ge-
spräch angereiste BSBD-Bundes-
vorsitzende René Müller. „Leider 
ist es im Bundesvergleich inzwi-
schen so, dass in Mecklenburg-
Vorpommern oft Kolleginnen 
und Kollegen mit der Besol-
dungsgruppe in Pension gehen, 
in der in Nachbarländern neu 
eingestellt wird.“ Er plädierte 
dafür, dass Polizei und Strafvoll-
zug gleichbehandelt werden. 

In diesem Zusammenhang 
wurde auch die im „Pakt für in-
nere Sicherheit“ enthaltene Er-

höhung der Zulage für den Poli-
zeivollzug thematisiert. „Wo ist 
hier der Differenzierungsgrund 
zum Strafvollzug, der ja ebenso 
Teil der inneren Sicherheit ist? 
Warum gibt es die Erhöhung 
nicht auch für uns“, fragt Hans-
Jürgen Papenfuß von der Ge-
werkschaft Strafvollzug (BSBD).

< Knecht zufrieden  
mit Gespräch

„Wir konnten im Verlauf des Ge-
sprächs alle uns bewegenden 
Belange und Probleme gegen-
über den Rechtspolitikern deut-
lich machen und nehmen das 
Angebot, weiter im Gespräch zu 
bleiben, gern an“, so dbb Landes-
chef Knecht. „Schließlich müssen 
wir gemeinsam alles daranset-
zen, sowohl für das Bestandsper-
sonal als auch für Schul- bezie-
hungsweise Studienabgänger 
attraktiv zu bleiben. Damit die 
Justiz in M-V sicher bleibt.“ 

< Hintergrund

In der AG Justiz im dbb m-v 
sind die Justizgewerkschaf-
ten Bund Deutscher Rechts-
pfleger (BDR), Bund der 
Strafvollzugsbediensteten 
Deutschlands (BSBD), Deut-
sche Justizgewerkschaft 
(DJG), Deutscher Gerichts-
vollzieherbund (DGVB) und 
Deutscher Amtsanwaltsver-
ein (DAAV) zusammenge-
schlossen. Sie vertreten die 
Interessen von rund 2 800 
Beschäftigten in der Justiz 
Mecklenburg-Vorpommerns, 
darunter circa 800 Straf-
vollzugsbedienstete, 400 
Rechtspfleger, 80 Gerichts-
vollzieher, 80 Bewährungs-
helfer und 18 Amtsanwälte.
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Verband der Beamten der Bundeswehr

Treffen der VBB-Standortgruppe Rostock
Am 4. Juli 2018 haben sich die Mitglieder der VBB-Standortgruppe Rostock in der OHG Warnemünde 
Hohe Düne getroffen, um gemeinsam ein paar gesellige Stunden zu verbringen.

Mit dabei waren auch der Vor-
sitzende des VBB-Bereichs I, 
 Peter Maschmeyer, und die 
VBB-Bundesgeschäftsführerin 
Cora Nixtatis, die nach der Be-
grüßung durch den Standort-
gruppenvorsitzenden Frank 
Wilcke über neues aus dem 
VBB berichtete.

Nixtatis ging sowohl auf die 
Petition zur Reduzierung der 

wöchentlichen Arbeitszeit der 
Beamten als auch auf die Über-
tragung des Tarifabschlusses 
ein. Aber auch Neuerungen 
wie beispielsweise der VBB-
Newsletter oder eine VBB- 
App, die in diesem Jahr noch 
auf den Markt kommen sollen, 
wurden thematisiert.

Einmal mehr wurde auch auf 
die VBB-Homepage aufmerk-

sam gemacht, die alle wichti-
gen Informationen – angefan-
gen vom Tagesgeschehen bis 
hin zu den VBB-Leistungen  
(Seminare, Diensthaftpflicht-
versicherung, Gewährung von 
Rechtsschutz et cetera) bereit 
hält. So beinhaltet beispiels-
weise der VBB-Rechtsschutz 
seit Anfang des Jahres auch  
die Möglichkeit der Überprü-
fung der Einstufung des Pfle-

gegrades, sofern es diesbe-
züglich Probleme gibt. Eine 
Leistung, die gerade auch  
für Pensionärinnen und Pen-
sionäre interessant ist. 

Zum Abschluss wurde die Kol-
legin Anne Krause für 15 Jahre 
fortwährende Mitgliedschaft 
mit der Ehrennadel in Silber 
ausgezeichnet. 

Beim anschließenden Grillen 
blieb noch genug Zeit, um die 
eine oder andere Frage in klei-
neren Grüppchen zu bespre-
chen und zu diskutieren. So 
beispielsweise alle Fragen  
rund um die Bundeswehrfeu-
erwehr (wöchentliche Arbeits-
zeit von 48 Stunden, Mehrar-
beitszeit, freie Heilfürsorge,  
et cetera) oder auch die be-
vorstehende Fusion mit dem 
VAB. 

Gemeinsame Aktion der Parteien zum Weltfriedenstag

Fahrradtour „Demokratie in Bewegung“ 
Einer Einladung der Kreisverbände der Parteien 
Bündnis 90/Die Grünen, CDU, Die Linke und SPD 
im Landkreis Ludwigslust-Parchim anlässlich des 
Weltfriedenstages sind am 1. September 2018 
auch dbb m-v-Mitglieder gefolgt. Gemeinsam 
wurde so auf die politische Situation in der  
Welt aufmerksam gemacht und ein Zeichen  
für den Frieden gesetzt.

Die rund 50 Teilnehmer dieser 
Radtour legten gemeinsam  
die insgesamt 44 Kilometer 
von Parchim nach Neustadt-
Glewe zurück. Gestartet wurde 
um 9.30 Uhr an der Asklepios 
Klinik in Parchim, am ehemali-
gen KZ-Gelände bei Neustadt 

Glewe gab es einen Zwischen-
stopp mit Kranzniederlegung.
Bei der Ankunft in Parchim 
 gegen 14 Uhr fand anschlie-
ßend am Haus der Jugend 
 Parchim ein tolles Kinder-, 
 Jugend- und Familienfest  
statt. 

 < dbb Landesvorsitzender Dietmar Knecht (Mitte) mit den Landtagsabge-
ordneten Christian Brade (SPD; im historischem Gewand) und Wolfgang 
Waldmüller (CDU; rechts).
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schaften wid-
mete.

Weitere Gäste 
im SBB-Zelt am 
Friedrichplatz, 
direkt neben der 
Staatskanzlei, 
waren: Martin 
Dulig, Staatmi-
nister für Wirt-
schaft, Arbeit 
und Verkehr; 
 Oliver Schenk, 
Chef der Staats-
kanzlei; Prof. Dr. Roland Wöller, 
Innenminister; Chris tian Piwarz, 
Kultusminister; Dr. Eva-Maria 

Stange, Staatsministerin für 
Wissenschaft und Kunst, und 
Dr. Matthias Haß, Finanzminis-
ter des Freistaates. 

Am Stand des BTE (Gewerk-
schaft Mess- und Eichwesen 

Sachsen) fand das Eichfahrrad 
besonderes Interesse. Auch die 
Staatsministerin für Soziales 
und Verbraucherschutz war 
begeistert von der umwelt-
freundlichen Transportalter-
native. 

Begrüßen durfte der SBB au-
ßerdem weitere Gäste aus Po-
litik und Verwaltung, wie den 
Präsidenten der Landesdirekti-

Den offiziellen Beginn des 
 „Tages der Sachsen“ in Tor- 
gau markierte für den SBB  
das traditionelle Fußballspiel 
des FC Landtag gegen den  
FC Beamtenbund.

Der Ehrenanstoß wurde am  
7. September um 15 Uhr im 
Hartenfelsstadion in Torgau 
von Landtagspräsident  
Dr. Matthias Rößler und  
der Oberbürgermeisterin der 
Stadt Torgau, Romina Barth, 
vollzogen.

Mit einem bärenstarken 5:0 
gewann der FC Beamtenbund. 
Nun steht der Wanderpokal 
wieder für ein Jahr beim SBB  
in der Geschäftsstelle. Bis es 
wieder heißt: Tag der Sachsen 
2019 in Riesa; FC Landtag ge-
gen FC Beamtenbund.

< Die Gespräche

Zum größten Volks- und Ver-
einsfest Sachsens begrüßte der 
SBB den Ministerpräsidenten 
Michael Kretschmer, der sich 
mit viel Engagement und 
Charme den Sorgen und Prob-
lemen der Mitgliedsgewerk-

Tag der Sachsen 2018 

SBB – Bärenstark!
Für drei Tage wurde die einstige Residenzstadt Torgau vom 7. bis 9. September wieder zur sächsischen Haupt-
stadt. 285 000 feierfreudige Besucher erlebten den 27. „Tag der Sachsen“ bei strahlendem Sonnenschein und 
bester Laune. Auch der SBB war mit seinen Fachgewerkschaften und Verbänden wieder mit dabei.

< Große Schritte waren für den 
Ministerpräsidenten Michael 
Kretschmer angesagt: bei un-
seren Kollegen vom BTB wurde 
das persönliche Schrittmaß be-
stimmt.

< Der Staatsminister für Kultus, 
Christian Piwarz, und die SBB-
Landesvorsitzende Nannette 
Seidler im Gespräch.

< Endlich wieder daheim!

< Immer ein Besuch wert: Staats-
minister Dulig bei den Kollegen 
der Landes- und Bundespolizei.

< Staatsministerin Klepsch ist begeistert vom Eich-
fahrrad, welches die Kollegen vom BTE vorstellen.

< Zum ersten Mal zu Besuch bei 
uns im Zelt: Oliver Schenk, Chef 
der Staatskanzlei, wird von Nan-
nette Seidler, Landesvorsitzende 
des SBB, in Empfang genommen.

< FC Landtag gegen FC Beamtenbund
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Tag der Sachsen 2018

SBB Frauen – Bärenstark!
Zum „Tag der Sachsen“ in Torgau informierten auch die SBB Frau-
en über die bessere Vereinbarkeit von Familie/Privatleben und 
Beruf, diskriminierungsfreies Fortkommen sowie Gleichstellung  
und beantworteten die Fragen der Bürgerinnen und Bürger. 

Die SBB Frauen nutzten die Ge-
legenheit und kamen mit zahl-
reichen Politikerinnen und Poli-
tikern ins Gespräch, etwa über 
diskriminierende Beurteilun-
gen, das geplante neue Gleich-
stellungsgesetz, transparente 
Beurteilungsstatistiken, Frauen 
in Führungspositionen und vie-
les mehr.

Beim Treffen mit Staatsminis-
terin Petra Köpping (Gleichstel-
lung und Integration) tausch-
ten sich die SBB Frauen über 
den aktuellen Stand zur Mo-
dernisierung des Sächsischen 
Frauenförderungsgesetzes  
aus. Die letzten Stellungnah-

men der Ressorts sind bei der 
Staats ministerin eingetroffen 
und werden nun im Ministeri-
um  geprüft. Anschließend soll 
der aktualisierte Entwurf im 
Gleichstellungsbeirat vorge-
stellt und diskutiert werden, 
bevor er im Kabinett beschlos-
sen wird. Erst wenn das Kabi-
nett den Gesetzentwurf be-
schlossen hat, kann dieser  
in den Landtag eingebracht 
werden. 

Auch Ministerpräsident Micha-
el Kretschmer wurde zum neu-
en Gleichstellungsgesetz be-
fragt. Seine Aussage: „Diese 
Legislaturperiode schaffen wir 

das nicht mehr. Denn aufgrund 
der Landtagswahlen im nächs-
ten Jahr kann das neue Gleich-
stellungsgesetz nicht mehr 
 beschlossen werden.“ Es ist in 
der neuen Legislaturperiode 
mit der neuen Regierung neu 

zu diskutieren. Es ist also wei-
terhin fraglich, wann Sachsen 
ein neues Gleichstellungsge-
setz bekommt. Die SBB Frauen 
bleiben dran und werden re-
gelmäßig in der Verwaltung 
und Politik nachfragen. 

< Tanja Teich, Petra Köpping, Margit Liebsch 
am Stand der SPD-Ministerin zum „Tag der 
Sachsen“ in Torgau (von links).
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< SBB Frauen

Fleißige Biene gesucht!
Sie haben Lust, sich für unsere Frauen und Familien im öffentlichen 
Dienst  einzusetzen? Wollen unser Team tat kräftig unterstützen 
und haben min destens fünf Stunden pro Woche Zeit? Dann mel-
den Sie sich bei uns per Mail an frauen@sbb.dbb.de. Sie sind herz-
lich willkommen. Am 8. November 2018 wählt der Landesfrauen-
kongress den neuen Vorstand der SBB Frauen. Hier  haben Sie die 
Möglichkeit, Teil unseres Teams zu werden und Ihr Engagement  
in der Gleichstellungsarbeit mit einzubringen. 

on Sachsen, Dietrich Gökel-
mann, den Bundestagsabge-
ordneten Marian Wendt, die 
Oberbürgermeisterin der Stadt 
Torgau, Romina Barth, den 
Landtagspräsidenten Dr. Mat-
thias Rößler, den Fraktionschef 
der sächsischen Linken Enrico 
Gebhardt, den Parlamentari-
schen Geschäftsführer der 
Grünen, Valentin Lippmann, 
und viele mehr. 

< Ein Teil des Teams vom „Tag der Sachsen“ 2018 in Torgau.

< Übergabe der Spende an das Jugendteam Torgau.

< Viel zu erleben

Ob Baumstammsägen, Schlüs-
selanhänger basteln, sich ver-
messen lassen oder das per-
sönliche Schrittmaß ermitteln: 
Beim SBB war für Groß und 
Klein jede Menge zu erleben 
und über der einzelnen Fachge-
werkschaften zu erfahren. 

Ein großes Dankeschön geht an 
alle Helfer und Ehrenämtler 
der einzelnen Gewerkschaften, 
die den „Tag der Sachsen“ in 
der alten Residenzstadt Torgau 
zum Erfolg gemacht haben. 

Auf ein Wiedersehen in Riesa 
2019! 

< Innenminister Prof. Dr. Roland 
Wöller beim Baumstammsägen 
am Stand des BDF.

< Der gute Zweck

Für die mit viel Engagement 
gesammelten Fußballfanarti-
kel vom Kollegen Thomas Mö-
gel möchte der SBB sich an die-
ser Stelle herzlich bedanken. 
Durch ihn wurde die Spende an 
einen gemeinnützigen Verein 
in Torgau erst möglich. Ausge-
wählt wurde diesmal das Ju-
gendteam Torgau, das sich da-
mit über eine Spende von 584 
Euro freuen darf. „Wir konnten 
es selber kaum glauben“, so 

Christina Gaudlitz, Vorsitzende 
des Vereins. „Nochmals vielen 
Dank! Das Geld werden wir für 
unsere Veranstaltungen von 
der Jugend für die Jugend ver-
wenden.“
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SBB Frauen

Besuch in „Sachsens grüner Anstalt“ 
Wussten Sie, dass die Justizvollzugsanstalt Leipzig mit Haftkrankenhaus auch die „Grüne Anstalt  
von Sachsen“ genannt wird? Von außen ist es nicht erkennbar, aber hinter den hohen Mauern gibt  
es  neben den Hafthäusern auch viel Natur und Grün. 

Schätzen Sie mal, wie hoch der 
Frauenanteil bei Gefangenen 
ist. Unsere Teilnehmenden 
nahmen 10 bis 20 Prozent an, 
und lagen damit knapp darü-
ber. Der Anteil beträgt tatsäch-
lich lediglich 5 Prozent. Grund 
hierfür ist, dass Frauen weni-
ger Straftaten beziehungswei-
se Straftaten mit geringem 
Strafmaß verüben.

Diese Details und vieles mehr 
erzählte uns der Leiter der JVA, 
Rolf Jakob, zu Beginn unserer 
Informationsveranstaltung 
„SBB Frauen hinterfragen: 
Tipps und Tricks für Ihre Sicher-
heit.“ am 19. September 2018 
in der JVA Leipzig.

Als Dozenten konnten wir Dirk 
Mingo, Leiter der Sicherheits-
gruppe Justizvollzug in Sach-
sen, gewinnen. Die Sicherheits-
gruppe ist beispielsweise für 
Kontrollen bei den Gefangenen 
in den JVAs zuständig. Sie prü-
fen und durchsuchen die Zel-
len. Dabei gab es schon kuriose 
Funde, denn kreative Ideen 
gibt es zahlreich. 

Mingo erläuterte zu Beginn 
die allgemeine Entwicklung. 

So ist die Tendenz zu Über-
griffen auf das Personal im 
 öffentlichen Dienst steigend. 
In den letzten Jahren haben 
sich die Übergriffe vervier-
facht, so Mingo.

Um bei sich anbahnenden Kon-
flikten eine Eskalation zu vermei-
den, ist aktives Zuhören sehr 
wichtig. Auch die Haltung der 
Hände unterstützt hierbei. Diese 
sollten nicht hinter dem Rücken 
oder in den Taschen versteckt 
werden, sondern am besten vor 
dem Brustkorb gehalten werden. 
So besteht auch bei einem An-
griff die Möglichkeit, sich schnell 
zu wehren und zu schützen. 
Aber auch Augenkontakt ist bei 
einem Gespräch sehr wichtig. 
Denn damit wird der gegenüber-
stehenden Person vermittelt, 
dass ihr zugehört wird. Sollte die 
Person Ihnen zu nah kommen, so 
sagen Sie mit tiefer, fester und 
lauter Stimme „stopp“.

Der Mensch ist ein Gewohn-
heitstier. Wir gehen jeden Tag 
zur gleichen Zeit aus dem Haus 
und fahren den gleichen Weg 
zur Arbeit. Es gibt viele Rituale, 
die immer wieder gleich ablau-
fen und für Außenstehende gut 
zu beobachten sind. Dadurch 
können Täter ihre Opfer „ausspi-
onieren“ und gezielt aktiv wer-
den. Ändern Sie ab und zu Ihre 
Routine. Werden Sie regelmäßig 

auf dem Heimweg „abgefan-
gen“ und bedrängt? Dann gehen 
Sie mal zehn Minuten eher, so-
dass die Täter Sie verpassen. Mit 
kleinen Änderungen können Sie 
manchmal Großes erreichen.

Sollten Sie in eine bedrängende 
Situation kommen, so notieren 
Sie die Fakten und machen den 
Vorfall aktenkundig. Erzählen 
Sie es Ihren Kolleginnen und 
Kollegen und tauschen sich aus. 
Sie sind bestimmt kein Einzel-
fall. Bei Übergriffen muss eine 
Konsequenz für die Täter fol- 
gen wie beispielsweise eine 
Meldung oder Anzeige. 

Viele Teilnehmende nutzten die 
Gelegenheit und nahmen an 
dem anschließenden Rundgang 
durch die JVA teil. Hier erhielten 
wir Einblicke in die Zellengröße, 
den Alltag der Gefangenen, die 
Aufnahmeprozedur, die Be-
suchsmöglichkeiten und vieles 
mehr. Die Wärterinnen und 
Wärter erläuterten den Alltag 
und die täglichen Hürden.

So ist beispielsweise aufgrund 
des gestiegenen Anteils an 
 arabisch sprechenden Gefan-
genen die Arbeit der weibli-
chen Bediensteten erschwert. 
Deutsche Männer sind „trai-
niert“, so Jakob. Für sie ist es 
normal, dass in Gefängnissen 
auch Frauen die Aufsicht und 

das Sagen haben. Aber Männer  
aus anderen Kulturen kennen 
dies nicht. Bei ihnen ist die Ak-
zeptanz nicht vorhanden und 
muss erst aufgebaut werden. 

Die JVA ist für den Vollzug von 
Untersuchungshaft und Frei-
heitsstrafen von bis zu zwei 
 Jahren zuständig. Aufgrund der 
kurzen Verweildauer der Ge-
fangenen sind die Umsetzung 
von Bildungsmaßnahmen und 
das Erlangen der Bildungsab-
schlüsse schwierig, sodass auch 
die Zeit nach der Haft eine gro-
ße Herausforderung ist. Sein 
Leben komplett neu zu starten 
mit neuer Wohnung, neuem 
sozialen Umfeld, neuer Arbeit 
und dergleichen ist sehr schwer 
und nur wenige schaffen diesen 
großen Schritt. 

Herzlichen Dank an Manuela 
Burkert (Frauenvertreterin vom 
BSBD) und ihrem Team für die 
großartige Unterstützung und 
Vorbereitung der Veranstal-
tung. Unseren Teilnehmenden 
danken wir für ihr Interesse 
und ihre neugierigen Fragen. 
Dadurch war es eine rundum 
gelungene Veranstaltung mit 
einer tollen Atmosphäre. Wir 
freuen uns schon auf die 
nächste Veran staltung im 
 kommenden Jahr.

Tanja Teich, 
Vorsitzende der SBB Frauen

< Übungsbeispiel: Vorführen  
von Abwehrmöglichkeiten:  
Dirk Mingo, Manuela Burkert 
(von links).
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SBB Jugend

Tag der offenen Tür 
Am 22. September 2018 öffnete die Hochschule 
für öffentliche Verwaltung und Rechtspflege (FH), 
Fortbildungszentrum des Freistaates Sachsen, 
wieder für alle Interessierten ihre Türen. 

Ob Fachvorträge der einzelnen 
Fachbereiche, Infomesse oder 
Führungen über den Campus: 
All das konnten die potenziel-
len Anwärter in der Zeit von  
9 bis 14 Uhr besuchen.

Die Hochschule bildet in vier 
Fachbereichen – Allgemeine 
Verwaltung, Sozialverwaltung 
und -versicherung, Steuer- und 
Staatsfinanzverwaltung sowie 
Rechtspflege – den Nachwuchs 
für die gehobene Funktions-
ebene in der Verwaltung und 
Justiz des Freistaates Sachsen 
aus. Das Fortbildungszentrum 
ist die zentrale ressortüber-
greifende Fortbildungseinrich-
tung für die Bediensteten der 
Landesverwaltung.

Auch der SBB war mit einem 
Stand dabei. Auf der Info-
messe wurden Fragen rund  
um Studium, Krankenver-
sicherung und natürlich über 
Möglichkeiten einer unserer 
Fachgewerkschaften beizu-
treten, beantwortet. Gemein-
sam mit der SBB Jugend ist 
dieser Termin fest im Kalen- 
der notiert und kommt bei  
den Bewerbern supergut  
an. 

Für Überraschung bei den Be-
suchern sorgt alljährlich der 
Stand über das Auswahlverfah-
ren. Hier wird deutlich, wie vie-
le Bewerbungen ein gehen und 
wie viele Studenten letztend-
lich immatrikuliert werden 

können. Für 2018 gab es im 
 Bereich Allgemeine Verwal-
tung 978 Bewerber, von denen 
103 immatrikuliert wurden.  
Für die Steuerver waltung  
686 Bewerber, von  denen  
85 er folgreich waren. Für die 
Rechtspflege 26 von 706 und 
für die Sozialverwaltung 21 
von 644. Im Bereich der So-
zialversicherung waren nur  
16 von 611 Bewerbern er-
folgreich. 

Bewerbungen waren bis 1. Ok-
tober möglich. Als nächstes 
folgt der schriftliche Test zum 
3. November. Die Vorstellungs-
gespräche für die einzelnen 
Studiengänge werden in den 
Monaten Februar und März 
2019 folgen. Eine Zusage  
und Zulassung zum Studium 
erfolgt ab April 2019.

Weitere Informationen unter: 
www.hsf.sachsen.de  

SBB Senioren

Vorsorge mit der Vorsorgevollmacht 
Am 13. September 2018 informierten Katharina Zodehougan von der Betreuungsbehörde des Sozial-
amtes Dresden und Stefan Hupfer vom 1. Dresdner Betreuungsverein e.V. Mitglieder der SBB Senioren 
im Seminarraum der BBBank am Altmarkt in Dresden.

Die Referenten klärten über die 
Vorteile, aber auch über die Tü-
cken einer Vorsorgevollmacht 
auf. Wird diese zum Beispiel 
nicht eingeschränkt, kann sie 
für alle Angelegenheiten heran-
gezogen werden. Daher sollte 
die Vollmacht nur einer Person 
des absoluten Vertrauens er-
teilt werden, die dann auch erst 
davon Gebrauch machen darf, 
wenn Betroffene dazu selbst 
nicht mehr in der Lage sind. 

Beglaubigungen einer Vorsor-
gevollmacht nimmt die Betreu-

ungsbehörde unter Vorlage ei-
nes gültigen Ausweispapieres 
vor. Sollten Immobilien oder 

größere Vermögensbestände 
vorhanden sein, empfiehlt es 
sich, einen Notar hinzuzuzie-

hen. Eine Eintragung in das Zen-
trale Versorgungsregister wird 
von beiden vorgenommen.

Weiter informierten die Refe-
renten darüber, dass Banken ei-
gene Formulare für Depot- und 
Kontovollmachten bereithalten, 
und dass Vollmachten auch wi-
derrufen werden können. Ein 
weiterer wichtiger Punkt: Vor-
sorgevollmacht und Patienten-
verfügung sind nicht das Gleiche 
– beide Instrumente der Wil-
lensbekundung sind getrennt 
voneinander zu betrachten. 

< Jonny Scholz (DSTG Jugend) und Beatrice Hala (Geschäftsführerin SBB) am 
Stand des SBB zum Tag der offenen Tür an der Fachhochschule Meißen.
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Verfassungsverstoß wird nicht rückwirkend behoben

Besoldung: Kein Geld für allgemeine  
Ost-West-Angleichung
Am 21. August 2018  haben sich Sachsen-Anhalts Ministerpräsident Reiner 
Haseloff und der dbb Landesvorsitzende Wolfgang Ladebeck zum Viertel-
jahresgespräch getroffen. Im Fokus standen dabei die Entwürfe der Landes-
regierung zur Dienstrechtsnovelle und zur Polizeistrukturreform 2020.

Zur dbb Forderung nach einer 
rückwirkenden Beseitigung der 
abgesenkten Ostbesoldung in 
2008 und 2009 für alle Beam-
tinnen und Beamte, verwies der 
Ministerpräsident auf Gesamt-
kosten in Höhe von 100 Millio-
nen Euro. Vor diesem Hinter-
grund werde es dafür keine 
politische Mehrheit geben. 
Durch den  aktuellen Entwurf 
der Dienstrechtsnovelle würde 
die Umsetzung hinsichtlich der 
Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts hingegen 
einmalig fünf bis sechs Millio-
nen Euro betragen.

< Dienstrechtsnovelle 
grundsätzlich positiv

Grundsätzlich bewertete La-
debeck die besoldungsrecht-
lichen Maßnahmen in der 

Dienstrechtsnovelle als posi-
tives Signal, weil sie Sachsen-
Anhalt im Wettbewerb um  
die besten Köpfe im öffent-
lichen Dienst stärken. „Son-
derzuschläge für Personal,  
das wir sonst nicht bekom- 
men, und Zuschläge für Be-
amtinnen und Beamte, die 
über ihren Ruhestand hinaus 
arbeiten wollen, halten wir  
in Zeiten des Fachkräfteman-
gels für notwendig und sach-
gerecht. Dass allerdings die 
oberste Dienstbehörde oder 
eine von ihr bestimmte Stelle 
über den Zuschlag für das Ar-
beiten über den Ruhestand 
 hinaus entscheiden soll, hal- 
ten wir für falsch. Da ohnehin 
ein dienstliches Interesse vor-
ausgesetzt wird, ist der Zu-
schlag zu zahlen“, sagte der 
dbb Landeschef.

< Polizei: Neue Struktur 
schon ab 2019

Weil derzeit noch Personal 
fehlt, hätte sich Ladebeck,  
der auch Vorsitzender der 
Deutschen Polizeigewerk-
schaft in Sachsen-Anhalt  
ist, einen späteren Termin  
für die Umsetzung der Poli-
zeistrukturreform 2020 ge-
wünscht. Nach dem Willen  
der Landesregierung soll die 
neue Organisationsstruktur 
der Landespolizei mit der 
 Errichtung einer Polizeiin-
spektion Zentrale Dienste  
in Magdeburg sowie vier 
gleichgeordnete Inspek- 
tionen in Dessau-Roßlau,  
Halle (Saale), Magdeburg  
und Stendal aber bereits  
zum 1. Januar 2019 umge- 
setzt werden.

„Wir bauen eine Organisation 
für zukünftig 6 400 Polizei-
beamte und 1 011 Dienstpos-
ten beziehungsweise Stellen  
in der Polizeiverwaltung, ha-
ben derzeit offiziell aber nur 
5 650 Polizeivollzugsbeamte. 
Vor dem Hintergrund, dass  
die Einrichtung jeder zusätz-
lichen Polizeiinspektion Per-
sonal von den Basisdienst-
stellen abzieht, wird ein 
geordneter Aufbau von neu- 
en Behörden mit dem aktu-
ellen Personalbestand sehr 
schwierig“, so Ladebeck. 

Beamtenrechtliches Spitzengespräch

Besoldung muss attraktiver werden
Am 29. August 2018 hat in Magdeburg auf Einladung von Finanzminister 
 André Schröder das jährliche Spitzengespräch mit den Gewerkschaften  
des öffentlichen Dienstes zu beamtenrechtlichen Themen stattgefunden. 

Die Landesregierung hat 
Dienstrechtsänderungen  
auf den Weg gebracht, die  
am 1. Januar 2019 in Kraft 
 treten sollen. Dabei geht  
es um die Ost-West-Anglei-
chung und Maßnahmen  
zur Sicherung des Fach-
kräftebedarfs im öffentli- 
chen Dienst.

< Abgesenkte Ostbesol-
dung: 800 Widersprüche

Laut Finanzministerium liegen 
800 Widersprüche vor, die „frist- 
und zielgerichtet“ gegen die ab-
gesenkte Ostbesoldung erho-
ben und noch nicht beschieden 
wurden. Minister Schröder be-
tonte, dass ihn das Haushalts-

recht daran hindere, über die 
Rechtsprechung hinauszugehen 
und den Verfassungsverstoß 
rückwirkend für alle Beamtin-
nen und Beamten zu beseitigen. 
„Das bedeutet, dass die Beam-
tinnen und Beamten die Bezü-
gestelle auch in Zukunft mit 
 Widersprüchen gegen ihre Be-
soldung lahmlegen werden.  

Das kann nicht im Interesse des 
Dienstherrn sein“, sagte Ulrich 
Stock, Erster stellvertretender 
dbb Landesvorsitzender. 

Die Zulagen für das Hinaus-
schieben des Ruhestandes und 
zur Sicherung der Wettbe-
werbsfähigkeit begrüßte Stock 
zwar grundsätzlich. Die Besol-
dung müsse aber insgesamt 
attraktiver werden, um in Zei-
ten akuten Personalmangels 
wettbewerbsfähig gegenüber 
der Privatwirtschaft zu sein.

< Wolfgang Ladebeck im Ge-
spräch mit Ministerpräsident  
Dr. Reiner Haseloff. (von links)
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Besoldung

Zuschläge für späteren Ruhestand und 
zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit
Beamtinnen und Beamte, die ihren Ruhestand hinausschieben, können einen Zuschlag in Höhe von 
zehn Prozent des Grundgehalts erhalten. Außerdem können zukünftig auch Sonderzuschläge zur 
 Sicherung der Funktions- und Wettbewerbsfähigkeit des öffentlichen Dienstes gewährt werden.

Die Landesregierung hat am 
7. August 2018 einen entspre-
chenden Gesetzentwurf zur Än-
derung dienstrechtlicher Vor-
schriften beschlossen und zur 
Anhörung freigegeben. Er setzt 
außerdem einen Beschluss des 
Bundesverfassungsgerichts 
vom 23. Mai 2017 zur Ost-West-
Angleichung um. Danach wer-
den nur den Beamtinnen und 
Beamten der Besoldungsgrup-
pen ab A 10, die fristgerecht Wi-
derspruch gegen die abgesenk-
te Ostbesoldung 2008/ 2009 
eingelegt haben und 

deren Verfahren noch offen 
sind, die Differenzbeträge zur 
Besoldung nachgezahlt.

„Dass einige Beamte eine Ent-
schädigung erhalten und ande-
re leer ausgehen, wird nach 
dem Umgang der Landesregie-
rung mit den Widersprüchen 
zur altersdiskriminierenden Be-
soldung erneut zu großem Un-
mut führen“, sagte der dbb Lan-
desvorsitzende Wolfgang 
Ladebeck. „Die Landesregierung 
versteckt sich wieder einmal 
hinter der Rechtsprechung. Wir 
fordern eine allgemeine rück-
wirkende Behebung des Verfas-
sungsverstoßes für sämtliche 
Beamtinnen und Beamten.“

< Win-win-Situation für 
Dienstherrn und Beamte

Im Gesetzentwurf werden zu-
dem die Rechtsgrundlagen für 
Zuschläge geschaffen, um dem 
Fachkräftemangel durch finan-
zielle Anreize zu begegnen.

Zum einen können Beamtin-
nen und Beamte, wenn sie ih-
ren Ruhestand hinausschieben, 
einen Zuschlag in Höhe von 
zehn Prozent des Grundgehalts 
erhalten. Erforderlich für den 
Zuschlag ist ein dienstliches 
Interesse am Personalbedarf. 
Zum anderen kann zukünftig 
ein Zuschlag zur Sicherung der 
Funktions- und Wettbewerbs-
fähigkeit gezahlt werden.

„Nach Jahren verfehlter Perso-
nalpolitik hat die Landesregie-
rung endlich eingesehen, dass 
die Funktions- und Wettbe-

werbsfähigkeit des öffent-
lichen Dienstes in Sachsen- 
Anhalt nicht mehr sicher-
gestellt ist. Statt das Besol-
dungsniveau insgesamt 
 anzuheben oder die Ein-
gangsbesoldung zu erhö- 
hen, will man das Problem  
des Fachkräftemangels künf- 
tig mit einer Zulage lösen.  
Das kann man machen, darf 
die Zulage dann aber nicht 
nach Gutsherrenart vergeben“, 
machte Ladebeck deutlich.

Der Gehaltszuschlag für  
das Arbeiten über den Ruhe-
stand hinaus sei eine „Win-
win-Situation für Dienst- 
herrn und Beamte“. Da das 
dienst liche Interesse Voraus-
setzung für das Weiterarbei- 
ten über die  Altersgrenze 
 hinaus ist,  fordert der dbb 
statt einer „Kann“- eine  
„Ist“-Regelung“. 

Der dbb wiederholte auch seine 
Forderung nach einer deutlichen 
Anhebung der 2017 wieder ein-
geführten Jahressonderzahlung. 
„Von den 400 beziehungsweise 
600 Euro bleibt nach Steuerab-
zug zu wenig übrig. Deshalb 
müssen die Beträge schrittweise 
angehoben werden, bis sie das 
Niveau der Tarifbeschäftigten 
erreichen. Da die für die Sonder-
zahlung 2017 veranschlagten 
Mittel nicht voll zur Auszah-
lung kamen, ist Geld für eine 
 Anhebung da“, sagte Stock. 

Zum Thema Beförderungen 
sagte Schröder, dass ein Beför-
derungsstau der Vorjahre poli-

tisch nicht wegdiskutiert wer-
den könne. Diesen werde man 
mit einer kontinuierlichen Be-
förderungspraxis abbauen, wo-
bei entsprechende Gelder auch 
ins nächste Haushaltsjahr 
übertragen werden sollen.

Weil ein großer Teil der den 
Ressorts für Beförderungen  
zur Verfügung stehenden Mit-
tel für Höhergruppierungen 
verausgabt wird, hat der dbb 
empfohlen, Mittel für Höher-
gruppierungen aus dem Perso-
nalkostenbudget zu finanzieren 
und Mittel für Beförderungen 
– wie bisher – verstetigt am Be-
darf im Haushalt auszuweisen.

< Beihilfe:  
Kein Systemwechsel

Thematisiert wurde auch die 
Beamtenbeihilfe. Finanzmi-
nister Schröder und dbb warn-
ten vor der Einbeziehung der 
Beamtinnen und Beamten in  
die gesetzliche Kranken -
versicherung. Schröder 
 verwies zudem auf  
rechtliche Unsi-
cherheiten, Über-
gangsprobleme, 
Mehrkosten  
am Anfang  
und fehlende 
Erfahrungen  
mit dem  

sogenannten „Hamburger 
 Modell“. Er werde dem Kabi-
nett zum jetzigen Zeitpunkt 
deshalb keinen  Systemwechsel 
empfehlen. 
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Bildung

„Wegen Lehrermangel geschlossen“
Bildungspolitik in Sachsen-Anhalt ist in der gegenwärtigen Zeit ein schweres 
Stück Arbeit. Auch im Verlauf der Sommerferien hat sich eines nicht verän-
dert: Der Mangel an Lehrern und pädagogischen Fachkräften.

Leider begann damit auch das 
neue Schuljahr wieder so, wie 
das alte Schuljahr begonnen 
und geendet hat: Chaotisch. 
Trotz aller Bemühungen von 
Bildungsminister Marco Tullner 
fällt es schwer, vor allem an 
weniger attraktiven Standor-
ten die freien Lehrerstellen zu 
besetzen. Die meisten neuen 
Kolleginnen und Kollegen wer-
den an Sekundarschulen, För-
derschulen sowie Grundschu-
len gesucht. Zudem kommt 
noch eine Überstundenflut bei 
Sachsen-Anhalts Lehrern.

Um bei Erkrankungen von Kol-
legen flexibel reagieren zu kön-
nen, dürfen Pädagogen in Sach-
sen-Anhalt wöchentlich bis zu 
vier Stunden mehr arbeiten. 
Aber bei 80 Überstunden pro 
Lehrer ist Schluss. Zudem sollen 
die angefallenen Überstunden, 
soweit ein Ausgleich nicht in-
nerhalb des aktuellen Schul-
jahres erfolgt, innerhalb des 
nächsten Schuljahres abgebum-
melt werden können. „Der An-
stieg der Lehrerüberstunden 
 ist ein Ergebnis der stetig stei-
genden Personalknappheit an 
den Schulen. Die verbliebenen 
Lehrer mussten und müssen 
immer mehr Vertretungsüber-

stunden übernehmen. Eine Ent-
spannung ist nicht in Sicht. Vie-
le Lehrer werden wohl auf ihrer 
Mehrarbeit sitzen bleiben“, kri-
tisiert Torsten Wahl, Landesvor-
sitzender des Verbandes Bil-
dung und Erziehung.

Das Problem ließe sich nur 
durch massive Einstellung von 
Pädagogen lösen, was sich aber 
als illusorisch herausstellt. 
Schon die Ausschreibung von 
610 Lehrerstellen bringt das 
Land an seine Grenzen. „Lehrer 
zu finden, die auch an weniger 
attraktiven Standorten arbeiten 
wollen, gestaltet sich schwieri-
ger als gedacht“, so Wahl.

< Ausgebildete Lehkräfte 
sind Mangelware

Der Lehrermangel verstärke den 
Arbeitsdruck und die Belastung 
der vorhandenen Kolleginnen 
und Kollegen weiter. Lehrkräfte 
fehlten vor allem an Grundschu-
len, Förderschulen, Sekundar-
schulen und Gemeinschafts-
schulen. „Im Endeffekt sind die 
Kinder die Leidtragenden, weil 
sie keinen guten und vollständi-
gen Unterricht bekommen“, 
sagt Wahl. Das frustriere auch 
die Lehrkräfte, weil sie ihr Ziel, 
die Schüler bestmöglich zu för-
dern, nicht erfüllen könnten.

Der Sekundarschullehrerver-
band warnt vor einer historisch 
schlechten Personalsituation. 
„Es drohen massive Ausfälle, 
das wird man nicht in den Griff 
bekommen“, sagt die Vorsit-
zende Claudia Diepenbrock. In 
diesem Schuljahr seien es mehr 
Schüler als zu Beginn des ver-
gangenen Schuljahres, die lan-
desweit an knapp 800 Schulen 
unterrichtet werden. Parallel 
dazu müsste auch die Zahl der 

Lehrer steigen. Das Gegenteil 
sei aber der Fall. Ausgebildete 
Lehrkräfte seien Mangelware. 

Hinzu komme, dass rund ein 
Viertel der jetzt eingestellten 
Lehrerinnen und Lehrer Seiten-
einsteiger seien – mit Hoch-
schul-, aber ohne Lehramtsab-
schluss. Bevor sie unterrichten 
können, müssen sie qualifiziert 
werden und stehen die ersten 
Wochen nicht zur Verfügung. 
Zudem ist bundesweit ein Wett-
kampf um Lehrkräfte entbrannt. 
„Wenn Sachsen-Anhalt Lehrer 
gewinnen will, muss es attrak-
tiver werden. Dazu braucht es 
neben höheren Zulagen für un-
attraktive Stellen auch eine 
 flexiblere Einstellungspraxis“, 
mahnt Diepenbrock.

Die beste Bildung steht und 
fällt mit einer ausreichenden 
Lehrerversorgung. Auch der Phi-
lologenverband Sachsen-Anhalt 
(PhVSA) kritisiert die nach wie 
vor zu unflexiblen Einstellungs-
verfahren. Die Nachbarländer 
seien deutlich beweglicher und 
locken inzwischen mit Verbe-
amtungen und Höhergruppie-
rungen. Von den 610 ausge-
schriebenen Stellen, für die es 
mehr als 1 000 Bewerber mit 

einer Vielzahl von Mehrfachbe-
werbungen gab, konnten bisher 
nur 420 Stellen besetzt werden.

< Belastung steigt weiter

„Die Schere zwischen altersbe-
dingten Personalabgängen und 
erfolgreichen Neueinstellungen 
spreizt sich von Jahr zu Jahr wei-
ter“, sagt Thomas Gaube, Vor-
sitzender des PhVSA. Noch sei-
en im Landesdurchschnitt die 
Gymnasien mit knapp unter 102 
Prozent so ausgestattet, dass 
sie ihre Pflichtstundentafeln er-
füllen können. Aber auch hier 
gebe es regional und fachbezo-
gen landesweit große Unter-
schiede, die auch an den Gym-
nasien Stundenkürzungen 
notwendig machen. Gesamt-
schulen kommen gerade noch 
auf eine durchschnittliche Un-
terrichtsversorgung von etwa 
100,5 Prozent, Grund- und Se-
kundarschulen sowie Förder-
schulen werden mit deutlich 
unter 100 Prozent ihre Pflicht-
aufgaben nicht erfüllen können. 
„Von der im Koalitionspapier 
verankerten Vertretungsreserve 
von drei Prozent spricht im bil-
dungspolitischen Raum schon 
lange keiner mehr. Die Belastun-
gen der Lehrkräfte und die da-
mit verbunden Erkrankungszah-
len steigen weiter an“, kritisiert 
Gaube.

< Torsten Wahl, Vorsitzender des 
Verbandes Bildung und Erzie-
hung (VBE) Sachsen-Anhalt
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< Thomas Gaube, Vorsitzender 
des Philologenverbandes  
Sachsen-Anhalt (PhVSA) und 
stellvertretender Vorsitzender 
des dbb sachsen-anhalt
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< Claudia Diepenbrock,  
Vorsitzende des Sekundar-
schullehrerverbandes (SLV) 
Sachsen-Anhalt
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Bund der Strafvollzugsbediensteten Deutschland (BSBD)

Justizvollzug bedeutet Sicherheit!
Es klingt wie eine Posse aus Sachsen-Anhalt: Ein Gefangener sollte zu einer 
Verhandlung an einem Landgericht in Sachsen-Anhalt erscheinen. Doch als 
die Tür des Transporters geöffnet wird, geht alles ganz schnell: Der Gefan-
gene springt heraus, wirft einem seiner Bewacher, der neben der Tür steht, 
seinen Verpflegungsbeutel ins Gesicht, schubst ihn und stürmt los.

So und ähnlich war es innerhalb 
weniger Wochen in Sachsen-
Anhalts Presse zu lesen. Die 
spektakulären Fluchten werfen 
ein Schlaglicht auf die Situation 
der Justiz in Sachsen-Anhalts 
Gefängnissen. „Ob im Justiz-
vollzug oder bei den Gerichten, 
es ist jahrelang gespart wor-
den“, kritisiert Mario Pinkert, 
Landesvorsitzender des Bundes 
der Strafvollzugsbediensteten 
Deutschlands (BSBD).

Doch steckt hinter den Fluch-
ten wirklich nur das Personal-
problem? Die Vorfälle werfen 
einige Fragen auf: Bekommt 
der Beruf des Justizvollzugsbe-
amtinnen und -beamten von 
ihrem Dienstherrn und in der 
Gesellschaft die Anerkennung, 
die er verdient, oder gelten sie 
nur als „Schließer“? Ist die Aus-
bildung noch zeitgemäß? Wie 
sieht die Sachausstattung in 
der Justiz aus?

Richtig ist: Auch in der Justiz 
wurde der Nachwuchsgewin-
nung seit Jahren nicht genug 
Aufmerksamkeit geschenkt. 
Das Justizpersonal ist überal-
tert. In den nächsten Jahren 
werden 100 von 255 Gerichts-
wachtmeistern sowie 330 von 
727 Vollzugsbediensteten die 

Altersgrenze erreichen. „Doch 
sollte zur Debatte über die Per-
sonalstärke eine über die Qua-
lität kommen“, mahnte Pin-
kert. Sorge bereite dem BSBD 
neben dem Personalproblem 
auch ein Qualitätsverlust in der 
Aus- und Weiterbildung sowie 
der Sachausstattung der Kolle-
ginnen und Kollegen, wie zum 
Beispiel mit Dienstbekleidung.

< Zeit für mehr Sport! 

Dem Hinweis auf die Überalte-
rung des Justizpersonals folgt 
natürlich die Frage nach der kör-
perlichen Fitness der Beamtin-
nen und Beamten. Fakt ist: Die 
berufliche Tätigkeit im Vollzug 
stellt an die körperliche Leis-
tungsfähigkeit der Justizvoll-
zugsbediensteten aller Lauf-
bahn- und Altersgruppen hohe 
Anforderungen, besonders im 
allgemeinen Vollzugsdienst. Um 
den beruflichen Anforderungen 
gerecht werden zu können, 
müssen sie über körperliche Ge-
wandtheit, Ausdauer und Wi-
derstandsfähigkeit verfügen.

Darüber hinaus sollten sie auch 
die Techniken der waffenlosen 
Selbstverteidigung beherr-
schen. „Natürlich sind junge 
Leute fitter. Körperliche Leis-

tungsfähigkeit ist auch ein Ein-
stellungskriterium – ein Sport-
test fester Bestandteil der 
Prüfung für den Vollzugsdienst“, 
so Pinkert. Doch später interes-
siere es niemanden mehr. Es 
gebe zwar Sportangebote für 
die Beschäftigten, anders als bei 
der Polizei aber keinen ver-
pflichtenden Dienstsport.

Hier sei eine bessere Gesund-
heitsförderung zwingend nö-
tig, die neben dem Dienst- auch 
Präventionssport beinhalte. 
Dabei müssen gesundheitsför-
dernde Maßnahmen auf die Ar-
beitszeit angerechnet werden. 
„Der ‚Dienstsport‘ sollte, wie es 
das Wort schon sagt, auch 
während des Dienstes erfolgen. 
Aktuell werden die Kolleginnen 
und Kollegen überwiegend 
nach geleistetem Dienst zu 
Fortbildungen verpflichtet“, kri-
tisiert Pinkert. Dadurch fallen 
unnütze Überstunden an, die 
den personellen Notstand wei-
ter forcieren. Eine angespannte 
Haushalts- und Personalsituati-
on dürfe nicht Grund dafür 
sein, den Dienstsport aufzuge-
ben. „Gerade die Vorkommnis-
se in den zurückliegenden Wo-
chen zeigen, wie wichtig die 
körperliche Fitness der Bediens-
teten ist“, so Pinkert.

< Dienstkleidung fehlt!

In unserer Gesellschaft gibt es 
etliche Arbeitsbereiche, in de-
nen das Tragen von Dienstklei-
dung nötig und vorgeschrieben 
ist. Dazu gehört auch der Jus-
tizvollzugsdienst. Laut Dienst-
kleidungsvorschrift für die Jus-
tiz des Landes Sachsen-Anhalt 
vom 16. Juni 2015 erhalten alle 
Dienstkleidungsträgerinnen 
und -träger eine Erstausstat-
tung. So weit, so gut. Aber die 
Realität sieht anders aus: „Vie-
le Kolleginnen und Kollegen 
warten noch heute auf Um-
tauschartikel der Grundaus-
stattung aus dem Jahr 2015 
und der bestellten Dienstbe-
kleidung aus 2016. Die Be-
diensteten müssen mit ver-
schlissenen Kleidungsstücken 
ihren täglichen Dienst verrich-
ten“, kritisiert Pinkert.

Gerade den Gefangenen ge-
genüber seien sie doch zur Vor-
bildwirkung angehalten. Trotz 
mehrfacher Gespräche und 
Vorschläge seitens des BSBD 
mit Mitarbeitern des Beklei-
dungsservicecenters des Tech-
nischen Polizeiamtes und dem 
Justizministerium habe sich 
bisher nichts geändert. So kön-
ne sich Pinkert zum Beispiel 
vorstellen, dass Bekleidungs-
geld den Bediensteten auszu-
zahlen. Über entsprechende 
Kataloge könnten dann die 
Kollegen ihre benötigte Dienst-
kleidung selbst bestellen. In 
anderen Bundesländern sei 
dies bereits übliche Praxis. 

Der PhVSA fordert von allen 
Parteien ein gemeinsames und 
geschlossenes Handeln, um für 
eine den Aufgaben angemes-
sene Unterrichts versorgung in 
allen Schulformen zu sorgen. 
„Flexiblere Angebote, auch im 
Hinblick auf Besoldung und 
Vergütung für Lehrerstellen  
in Mangelregionen und eine 

flexiblere  Einstellungspraxis 
sind längst überfällig“, sagte 
 Gaube. Dabei könne natürlich 
nicht, wie in benachbarten 
 Ländern, der Verzicht auf Quali-
tätskriterien im Qualifikations-
nachweis der Schlüssel zum Er-
folg sein.  Offene Stellen sollten 
ganz jährig flexibel ausgeschrie-
ben werden.

Im Hinblick auf die aktuell ge-
führte Diskussion um die Neuge-
staltung der gymnasialen Ober-
stufe erwarten PhVSA und VBE 
Abstand von Modellen zu neh-
men, die unnötig  zusätzliche Per-
sonalbedarfe nach sich ziehen.

Mit einer Einstellungsoffensive 
soll der Lehrermangel nun an 

vielen Schulen eingedämmt 
werden. Mit dem Ziel, 1 000 
neue Lehrer noch in diesem  
Jahr einzustellen, will der Bil-
dungsminister schwer besetz-
bare Stellen, hauptsächlich in 
ländlichen Regionen, mit einer 
zeitlich befristeten Zulage aus-
statten. 
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Senioren-Seminar 

Patientenverfügung  
und Vorsorgevollmacht
Insgesamt 23 Teilnehmer zählte die von den tbb Senioren am 25. September 2018 in Erfurt  
durchgeführte Veranstaltung zum Thema „Patientenverfügung und Vorsorgevollmacht“.

Das Thema rückt immer mehr in 
den Fokus der Kolleginnen und 
Kollegen. Die Frage: „Was ge-
schieht mit mir und meinem 
 Ersparten, meinem Eigentum, 
meinem Vermögen, wenn ich 
nicht mehr in der Lage bin, sel-
ber Entscheidungen zu treffen?“, 
ist gerade bei älteren Menschen 
von immer größerer Bedeutung. 
Patientenverfügung, Vorsorge-
vollmacht, Betreuungsverfü-
gung, Kontovollmacht bis hin zur 
Generalvollmacht wurden an-
schaulich erklärt und jeweils die 
Vor- und Nachteile aufgezeigt.

Insbesondere die Patienten-
verfügung war für die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer 

von großem Interesse. Denn 
unabhängig vom Alter kann  
jeder jederzeit in die Situ ation 
kommen, nicht mehr selbst-
bestimmt entscheiden zu kön-
nen. In dieser vollkommenen 
Abhängigkeit von anderen 
Menschen, wie zum Beispiel 
Ärzten, Pflegepersonal oder 
Verwandten, gibt es den nach-
vollziehbaren Wunsch zu wis-
sen, dass eine absolute Ver-
trauensperson die eigenen 
 Geschicke in die Hand nimmt.

Aber auch die Verfügung über 
das Vermögen in so einer Situ-
ation ist natürlich von Bedeu-
tung: Wer darf an mein Konto, 
um Rechnungen zu beglei-

chen? Wer darf mit meiner 
Krankenversicherung oder mei-
ner Beihilfestelle sprechen, um 
Dinge verbindlich zu regeln? 
Von wem möchte ich betreut 
werden? Und von wem nicht? 

Für all diese Situationen hat der 
Gesetzgeber vorgesorgt und 
rechtliche Lösungen entwickelt. 
Wie die aussehen und welche 
Schritte ich dafür einleiten 
muss, wurde ebenso erläutert 
wie die möglichen Folgen. Und 
nicht zuletzt natürlich, wo man 
sich über den aktuellen Stand 
des geltenden Rechts, rechts-
gültige Vordrucke und Unter-
stützung etwa durch Hilfsorga-
nisationen, Institutionen und 

natürlich Behörden informieren 
kann.

Auch das Thema „Erbschaft“ 
wurde kurz angerissen: Erben 
ersten, zweiten oder dritten  
Grades, das richtige Testament, 
der gesetzliche Erbteil, Alleiner- 
be bis Erbengemeinschaft. Dies 
sind alles Themen die zeigen, wie 
komplex das Rechtsgebiet ist.

Es war eine gelungene Veran-
staltung, die die tbb Senioren 
mit großer Unterstützung der 
tlv Geschäftsstelle organisiert 
haben.

Burkhard Zamboni, 
Vorsitzender der tbb Senioren
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< Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL)

Bundesweiter „Tag  
des Zugpersonals“
Am 11. September 2018 führte die GDL 
zum zweiten Mal den  bundesweiten  
„Tag des Zugpersonals“ durch.

Mit dem „Tag des Zugpersonals“ unter-
streicht die GDL ihre Stellung als starke 
 Interessenvertretung der Lokführer,  
Zugbegleiter und Bordgastronomen.

Der Bezirk Hessen-Thüringen-Mittelrhein 
stand dabei in diesem Jahr vor der Heraus-
forderung, diesen Tag gleich an vier Stand-
orten im Bezirk – Frankfurt, Darmstadt, 
Kassel und Erfurt – auszurichten.

Für die Ausrichtung in Erfurt waren die 
Ortsgruppen der Region Thüringen ver-
antwortlich und wurden dabei auch von 
Kollegen aus Fulda unterstützt. In der  
Zeit von 10 bis 15 Uhr informierten sie     
an einem Stand im Erfurter Hauptbahn- 
hof über den Arbeitsalltag des Zugper-
sonals und die umfängliche Betreuung  
in der Berufsorganisation.

Für die interessierten Kollegen, die den 
Stand besuchten, lagen Flyer zu den Leis-

tungen der GDL und ihrer Partner, der 
 FairnessBahnen e.V und FairnessPlan  
e.V., aus. Außerdem konnten durch  
den  Einsatz der Kollegen die Gäste mit 

 selbst gebackenem Kuchen und frischem 
Kaffee bewirtet werden.

Oliver Reichert,  
GDL-Ortsgruppenvorsitzender Erfurt
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Bildung

A 13 für Regelschullehrer kommt 2020
„Ab 1. Januar 2020 erhalten alle Regelschullehrer in Thüringen die A 13.“  
Das gaben in einer gemeinsamen Pressekonferenz am 18. September 2018 
der Vorsitzende des tbb, Helmut Liebermann, die Vorsitzende der GEW, 

 Kathrin Vitzthum, sowie Finanzministerin Heike Taubert und 
Bildungsmi nister Helmut Holter bekannt.

„Es ist ein 
Kompro-

miss, den 
wir nach 

hartem Rin-
gen gefunden 

haben“, erläu-
tert Liebermann. 

„Wir wollten eine frü-
here Angleichung, auch 

mit Blick auf alle Nach-
barbundesländer, die be-

reits nach A 13 besolden, ste-
hen aber zu diesem Ergebnis, 
das eine Entscheidung noch in 
dieser Legislatur ermöglichte.“

Nach Aussage der Regierungs-
vertreter ist vorgesehen, dass 
das Kabinett kurzfristig einen 
entsprechenden Entwurf zur 
Änderung des Thüringer Be-
soldungsgesetzes einbringt, 
sodass die Vollangleichung 

noch vor den Landtagswahlen 
2019 beschlossen werden 
kann.

Regelschullehrer in Thüringen 
sollen damit rückwirkend zum 
1. Januar 2018 eine ruhege-
haltfähige Zulage in Höhe von 
50 Prozent der Differenz der 
Besoldungsgruppen A 12 und 
A 13 erhalten. Dies war der im 
Juli 2017 vereinbarte erste 

Schritt der Einigung zwischen 
den Gewerkschaften und den 
Ministerien. Der erforderliche 
Gesetzentwurf liegt derzeit 
zur Entscheidung im Parla-
ment.

Der tbb ist Dachverband von 
fünf Gewerkschaften, die im 
Schulbereich Mitglieder orga-
nisieren: thüringer lehrerver-
band (tlv), Thüringer Philolo-
genverband (TPHV), Christliche 
Erziehergemeinschaft (CEG), 
Berufsschullehrerverband 
(BLV) und Thüringer Verband 
der Lehrer (TVDL).

Helmut Liebermann, 
Vorsitzender tbb

Mitgliederreise

komba jugend 
thüringen  
beim Münchner 
Oktoberfest 
Nachdem die komba jugend thüringen in den 
 vergangenen Jahren stets selbst ein kleines Ok-
toberfest für Mitglieder und Freunde veranstal-
tete, war es in diesem Jahr Zeit, das Original in 
München zu besuchen. Dies war nicht zuletzt  
das Ergebnis einer Umfrage zur Weihnachtsfeier 
der jungen kombaner im Jahr 2017.

So ließen es sich 17 Mitglieder 
am Morgen des 23. September 
2018 nicht nehmen, die Reise 
in das Nachbarbundesland an-
zutreten. Nach einer knapp 
sechsstündigen Zugfahrt er-
reichten sie Augsburg. Denn 
dort wohnten die jungen Ge-
werkschaftsmitglieder für die 

Dauer der Reise. Hier ließen die 
kombaner auch den ersten 
Abend in gemütlicher Atmo-
sphäre bei Burgern und Cock-
tails ausklingen.

Nach dem Frühstück am nächs-
ten Morgen wurden Dirndl und 
Lederhosen angezogen und 

dann ging es 
auch schon in die Landes-
hauptstadt München. Dort an-
gekommen, zog es die Jugend 
direkt in das Hacker-Festzelt, 
wo bereits vorab zwei Tische 
reserviert wurden.

Nach dem Genuss von Käse-
spätzle, Obazda, Brezeln  
sowie dem erfrischenden 
 Oktoberfestbier trafen sich  
die Thüringer mit Mitgliedern 
der komba jugend bayern. An-
dreas Gehring (Landesjugend-
leiter komba jugend bayern) 

und Claudia Hörmann (stell-
vertretende Landesjugend-
leiterin der komba jugend 
 bayern) erwarteten bereits 
 gemeinsam mit einigen wei-
teren Mitgliedern die Thürin-
ger Delegation.

Schließlich zogen alle gemein-
sam über das größte Volksfest 
der Welt und nutzten dabei die 
Gelegenheit für die Nutzung 
der Fahrgeschäfte. Egal ob Au-
toscooter oder Free-Fall-Tower, 
es war für jeden etwas dabei. 
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Am Ende beeindruckten die Mit-
glieder der bayrischen Jugend 
nochmals durch ihr Organisati-
onsgeschick und durch ihre 
Spontanität: Denn zu diesem 
Zeitpunkt schien es unmöglich, 
noch einmal gemeinsam in ei-
nem der Festzelte Platz zu neh-
men. Doch letztlich konnten die 
Mitglieder der komba jugend 
bayern einen Tisch organisieren 

und so tanzten alle gemeinsam 
im traditionsreichen Schotten-
hammel und tranken dabei noch 
die ein oder andere Maß Bier.

Am Ende konnten alle Teilneh-
mer auf einen wunderschönen 
und ereignisreichen Tag mit 
vielen verschiedenen Eindrü-
cken zurückblicken. Besonders 
positiv fiel den Thüringern die 

Herzlichkeit und Gastfreund-
lichkeit der Bayern auf. Hierfür 
ein ganz besonderer Dank! 
Möglicherweise wurde mit die-
ser Reise sogar der Beginn ei-
ner Tradition der Bayern und 
Thüringer innerhalb der komba 
Gewerkschaft geschaffen. 

Als am darauffolgenden Mor-
gen allen die Farbe ins Gesicht 

zurückgekehrt war, wurde das 
fantastische Wetter genutzt, 
um sich noch einmal die Stadt 
Augsburg anzusehen, bis 
schließlich am späten Nach-
mittag die Reise in die Heimat 
angetreten wurde. 

Benjamin Lange, 
komba thüringen

Tag der Deutschen Einheit

Öffentlicher Dienst:  
Mit gutem Beispiel voran! 
Am 3. Oktober 2018 wird mit dem „Tag der Deutschen Einheit“ zum 28. Mal 
an den durch eine friedliche Revolution in der DDR angestoßenen Prozess 
der Jahre 1989 und 1990 und den damit verbundenen Beitritt der Deut-
schen Demokratischen Republik zur Bundesrepublik Deutschland erinnert.

In einer Pressemitteilung vom 
26. September 2018 des dbb 
wird durch dessen Bundesvor-
sitzenden Ulrich Silberbach 
dem öffentlichen Dienst eine 
Schlüsselrolle bei der Über-
windung der wirtschaftlichen 
Unterschiede zwischen Ost 
und West zugesprochen. Be-
zug nimmt Silberbach auf die 

Einschätzung des Ostbeauf-
tragten der Bundesregierung, 
Christian Hirte.

Auch im öffentlichen Dienst 
– etwa im Tarifvertrag für 
den öffentlichen Dienst 
(TVöD) – bestünden noch 
Unterschiede, ergänzte dazu 
die Landesvorsitzende der 

komba gewerkschaft thürin-
gen, Marion Illguth. Diese 
seien „weder nachvollziehbar 
noch erklärbar“. Die derzei-
tige Situation bei der Wo-
chenarbeitszeit führe zum 
Beispiel „zu einer Verringe-
rung des Stundenentgeltes 
von 0,54 Euro (EG 9a/Stufe 4) 
im Tarifgebiet Ost, was auch 

Auswirkungen auf Zeitzu-
schläge (beispielsweise für 
nicht ausgeglichene Mehrar-
beit oder Nachtarbeit) hat.“

Illguth forderte daher, dass 
der öffentliche Dienst nicht 
nur eine Schlüsselrolle ein-
nehmen, sondern darüber 
 hinaus mit gutem Beispiel 
 vorangehen müsse. Ein  
erster Schritt in die richtige 
Richtung sei dabei zumin- 
dest gemacht: Mit der Ein-
kommensrunde 2018 zum 
TVöD haben sich die Tarif-
vertragsparteien darauf ge-
einigt, den Bemessungssatz 
für die Jahressonderzahlung 
ab dem Jahr 2022 (!) dem 
 Tarifgebiet West anzuglei-
chen. 
 

Jubiläum

25 Jahre Landesfrauenrat
Am Freitag, 21. September 2018, feierte der Landesfrauenrat Thürin-
gen in der Michaeliskirche in Erfurt sein 25-jähriges Bestehen.

27 Organisationen und Grup-
pen sind im Landesfrauenrat 
Thüringen organisiert. Sein Ziel 
ist die Verbesserung der Situa-
tion von Frauen in Beruf, Ge-
sellschaft und Familie.

Ministerpräsident Bodo Ra-
melow lobte das langjährige 

Engagement des Landesfrau-
enrates. Er sprach seine An-
erkennung aus, dass der 
 Verband stetig gegen die Un-
gleichbehandlung der Ge-
schlechter kämpft. So sind 
etwa Frauen in Führungs-
positionen noch immer  
unterrepräsentiert.

Die Landesministerin 
für Soziales, Heike 
Werner, verlieh außer-
dem fünf engagierten 
Personen das Ehren-
amtszertifikat.

Ulrike Decker, 
tbb frauen

< Ministerpräsident Ramelow mit Birgit 
Drischmann und Ulrike Decker.
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Nachruf

Wir trauern um 
Gerd Schulz
Verehrte Kolleginnen  
und Kollegen,

wir haben Ihnen die trauri-
ge Mitteilung zu machen, 
dass unser geschätzter 
Kollege und langjähriger 
Vorsitzender des BSBD 
Thüringen, Gerd Schulz, 
nach langer schwerer 
Krankheit im Alter von  
nur 63 Jahren verstor- 
ben ist.

Traurig und bewegt müs-
sen wir Abschied nehmen 
von einem engagierten 
 Kollegen. 

Gerd Schulz war von 1996 
bis 2014 Mitglied im Lan-
deshauptvorstand des tbb. 
Als Landesvorsitzender des 
BSBD und des Hauptperso-
nalrates Justizvollzug im 
Thüringer Justizministe-
rium war seine  Arbeit ge-
prägt von Engagement 
und sehr guter Sach- 
kenntnis.

Seit 1990 hat er als Grün-
dungsmitglied den BSBD 
in Thüringen maßgeblich 
mit aufgebaut und ge-
prägt. 1994 wurde er zum 
stellvertretenden Landes-
vorsitzenden gewählt. Die 
Position des Vorsitzenden 
füllte er von 1998 bis zu 
seiner Versetzung in den 
Ruhestand 2014 aus. Un-
ter seiner Führung hat sich 
der BSBD zur stärksten In-
teressenvertretung im 
Strafvollzug in Thüringen 
entwickelt. Als verlässli-
cher Partner stand er den 
Kolleginnen und Kollegen 
oft unter Einsatz seiner 
persönlichen Freizeit je-
derzeit zur Seite.

Sein Engagement ging über 
die Landesgrenzen hinaus. 
So schlossen unter seiner 
Mitwirkung die Landesbün-
de Rheinland-Pfalz, Saar-
land und Thüringen mit der 
polnischen Gewerkschaft 
für Strafvollzug eine Koope-
rationsvereinbarung.

2017 wurde sein Engage-
ment im tbb mit der Eh-
renmedaille gewürdigt.

Wir verlieren einen sehr 
geschätzten Kollegen.

In stillem Gedenken.

Für die Landesleitung

Helmut Liebermann, 
Vorsitzender tbb  

beamtenbund und  
tarifunion thüringen

< Gerd Schulz
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